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Nutzungspflicht elektronischer Rechtsverkehr Formunwirksamkeit
Einspruch gegen Versäumnisurteil nur per Fax

ZPO §§ 130d, 340, 341

Leitsätze:

Seit dem 01.01.2022 ist die Erhebung eines Einspruchs gegen ein
Versäumnisurteil nur per Fax nicht mehr wirksam. Ein auf diese
Weise eingereichter Einspruch ist nach § 341 ZPO zu verwerfen.

Schlagworte:

Normen:

 
Tenor:

Der Einspruch des Beklagten gegen das Versäumnisurteil des
Landgerichts Köln vom 10.01.2022 (Aktenzeichen: 14 O 395/21)
wird als unzulässig verworfen.

Der Beklagte trägt auch die weiteren Kosten des Rechtsstreits.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

 
Gründe:

Der Einspruch war zu verwerfen, weil er nicht in der gesetzlichen Form eingelegt worden ist
(§ 341 ZPO).

Der Einspruch wird gemäß § 340 Abs. 1 ZPO durch Einreichung der Einspruchsschrift bei
dem Prozessgericht eingelegt. Seit Beginn des Jahres 2022 gilt § 130d ZPO, wonach
"vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich einzureichende Anträge und
Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt [...] eingereicht werden, als elektronisches
Dokument zu übermitteln" sind. Insoweit ergeben sich die Einzelheiten aus § 130a ZPO.
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Auch die Einspruchsschrift nach einem Versäumnisurteil fällt als bestimmender Schriftsatz
unter die Pflicht nach §§ 130a, 130d ZPO.

Vorliegend ist der Einspruch vom 13.01.2022 durch die Prozessbevollmächtigte des Klägers
lediglich per Fax am 14.01.2022 beim Landgericht Köln eingegangen. Dies genügt nicht den
Anforderungen der §§ 130a, 130d ZPO. Die Einspruchsschrift ist auch nach dem Faxeingang
nicht als elektronisches Dokument übermittelt worden.

Auch nach Hinweis des Gerichts vom 28.01.2022 auf diesen Umstand ist die
Einspruchsschrift nicht als elektronisches Dokument übermittelt worden. Eine Unmöglichkeit
der Übermittlung als elektronisches Dokument nach § 130d S. 2 ZPO ist nicht dargelegt
worden.

Die Erhebung des Einspruchs per Fax als Prozesshandlung ist folglich unwirksam und nicht
zu beachten. Angesichts des Zeitablaufs seit Zustellung des Versäumnisurteils war der
formnichtige Einspruch zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 97 ZPO analog, die Entscheidung über die
vorläufige Vollstreckbarkeit auf § 708 Nr. 3 ZPO.
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